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Jahresabschluss des Bamberg Service - Eigenbetrieb der Stadt Bamberg für das 
Jahr 2024

Auf Empfehlung des Bau- und Werkse-
nates hat der Stadtrat in seiner Sitzung 
vom 30.07.2024 den Jahresabschluss 
2024 mit einer Bilanzsumme zum 
31.12.2024 von 161.223.639,28 EUR
und einem Jahresüberschuss von 
585.868,04 EUR festgestellt.
Der Jahresüberschuss in Höhe von 
585.868,04 EUR ist wie folgt zu behan-
deln:

• Gewinnvortrag in Höhe von
585.868,04 EUR.

Die PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat 
folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers
„An den Bamberg Service - Eigenbetrieb 
der Stadt Bamberg, Bamberg:

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des 
Bamberg Service - Eigenbetrieb der 
Stadt Bamberg, Bamberg, – bestehend 
aus der Bilanz zum 31.12.2024 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2024 bis zum 
31.12.2024 sowie dem Anhang, einschließ-
lich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt des Bamberg Service - Eigenbetrieb 
der Stadt Bamberg, Bamberg, für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2024 bis zum 
31.12.2024 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nisse
• entspricht der beigefügte Jahresab-

schluss in allen wesentlichen Belangen
den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung Bayern und vermittelt un-
ter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung

ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage des Eigenbetriebes 
zum 31.12.2024 sowie seiner Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2024 bis zum 31.12.2024 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage des Eigenbetriebes. In allen
wesentlichen Belangen steht dieser
Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung
Bayern und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklä-
ren wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
107 BayGO unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 
von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter sowie des Bau- und Werksenats 
und des Stadtrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung Bayern in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Eigenbetriebes vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlun-
gen (d.h. Manipulationen der Rechnungs-
legung und Vermögensschädigungen) 
oder Irrtümern ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Eigenbetriebes zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des La-
geberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebes 
vermittelt sowie in allen wesentli-chen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung Bayern ent-
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spricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Über-
einstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung Bayern zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen 
zu können.
Der Bau- und Werksenat und der Stadt-
rat sind verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses 
des Eigenbetriebes zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung Bayern ent-
spricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes 
Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 
dafür, dass eine in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB und § 107 BayGO unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts ge-

troffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen.
Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifizieren und beurteilen wir die 

Risiken wesentlicher falscher Darstel-
lungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern, planen 
und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch so-
wie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass aus do-
losen Handlungen resultierende we-
sentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das 
Risiko, dass aus Irrtümern resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, da dolose 
Handlungen kollusives Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können.

•	 erlangen wir ein Verständnis von den 
für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit der internen Kontrollen der 
Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrun-
gen und Maßnahmen abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern an-
gewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über 
die Angemessenheit des von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbe-

triebes zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau 
und Inhalt des Jahresabschlusses 
insgesamt einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebes ver-
mittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des La-
geberichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage 
des Eigenbetriebes.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu 
den von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwa-
chung Verantwortlichen unter anderem 
den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich et-
waiger bedeutsamer Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE 
RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Erweiterung der Jahresabschlussprü-
fung gemäß § 25 Abs. 2 Satz 3 Eigen-
betriebsverordnung Bayern

Aussage zu den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen
Wir haben uns mit den wirtschaftlichen 
Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S. von 
§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr 
vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 be-
fasst. Gemäß § 7 Abs 4 Nr. 2 KommPrV 
Bay haben wir in dem Bestätigungsver-
merk auf unsere Tätigkeit einzugehen.
Die Buchführung und der Jahresab-
schluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechts-
vorschriften. Der Jahresabschluss ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss. Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse wurden 
geprüft; sie geben keinen Anlass zu Be-
anstandungen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Eigenbetriebes sowie für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Syste-
me), die sie dafür als notwendig erachtet 
haben.

Verantwortung des Abschlussprüfers
Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend 
dem IDW Prüfungsstandard: Bericht-
erstattung über die Erweiterung der 
Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW 
PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durch-
geführt.

Unsere Verantwortung nach diesen 
Grundsätzen ist es, anhand der Beant-
wortung der Fragen der Fragenkreise 
11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftli-
chen Verhältnisse zu wesentlichen Bean-
standungen Anlass geben. Dabei ist es 
nicht Aufgabe des Abschlussprüfers, die 
sachliche Zweckmäßigkeit der Entschei-
dungen der gesetzlichen Vertreter und 
die Geschäftspolitik zu beurteilen.

Köln, den 16. Juni 2025

Rödl & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Quost
Wirtschaftsprüfer“

gez. Breuer
Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss liegt vom 17.11.2025 
bis 28.11.2025 im Bamberg Service, Zim-
mer 309, Margaretendamm 40, zu den 
üblichen Bürozeiten öffentlich aus.

Bamberg, 14. November 2025

Bamberg Service - Eigenbetrieb  
der Stadt Bamberg
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Bebauungsplan Nr. 328 E
für das Gebiet „Lagarde Campus“ zwischen Zollnerstraße, Berliner Ring, Pödeldorfer 
Straße und Weißenburgstraße
Ergänzung der Bebauungspläne Nr. 328 C und 328 D
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
- Öffentliche Auslegung/ Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

Im Konversions- und Sicherheitssenat 
der Stadt Bamberg am 16.07.2025 wurde 
der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 
Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 
328 E für das Gebiet Lagarde Campus 
beschlossen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB wird hier-
mit der Beschluss zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 328 E ortsüblich be-
kannt gemacht.

Der räumliche Geltungsbereich ist aus 
dem beigefügten Lageplan ersichtlich, 
der ebenfalls Bestandteil der hier vorlie-
genden Bekanntmachung ist.
Der Konversions- und Sicherheitssenat 
der Stadt Bamberg hat in seiner Sitzung 
vom 22.10.2025 den Entwurf des Be-
bauungsplanes Nr. 328 E für das Gebiet 
„Lagarde Campus“ gebilligt sowie die 
Durchführung der öffentlichen Ausle-
gung/ Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB und die Einholung der Stellung-
nahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ziel der Planung
Der Bebauungsplan Nr. 328 C für das 
Gebiet „Lagarde-Campus“ zwischen 
Zollnerstraße, Berliner Ring, Pödeldorfer 
Straße und Weißenburgstraße ist im 
Konversions- und Sicherheitssenat am 
08.07.2020 beschlossen worden. Mit der 
Bekanntmachung im Rathaus Journal Nr. 
19 vom 09.10.2020 ist dieser rechtskräftig 
geworden. Sein Geltungsbereich umfasst 
sowohl den Teil westlich der Wörthstra-
ße, welcher bereits zu größten Teilen mit 
Investorenplanungen belegt ist, als auch 
den Ostteil, für den vergleichbar konkre-
te Planungen zum damaligen Prozess-

stand noch in Vorbereitung waren. Die 
künftige Entwicklung dieser Flächen und 
die entsprechenden planungsrechtlichen 
Grundlagen wurden durch den Bebau-
ungsplan Nr. 328 D „Lagarde-Campus“ 
geschaffen, welcher mit der Bekanntma-
chung vom 17.11.2023 rechtskräftig wurde. 
In den textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplans Nr. 328 C wird unter 2. Art 
der baulichen Nutzung, 2.4 die gesonder-
te Erdgeschoßnutzung durch eine zeich-
nerische Festsetzung in verschiedenen 
Teilflächen genauer definiert.

Diese gesonderten Erdgeschossnutzun-
gen sollen der Steigerung der Nutzungs-
vielfalt und Belebung des neu zu entwi-
ckelnden Urbanen Quartiers dienen. Die 
betreffenden Erdgeschosseinheiten sind 
städtebaulich von hoher Relevanz, da sie 
an Zugängen in das neue Quartier veror-
tet sind. Sie sollen einladend wirken und 
für die Adressbildung förderlich sein.
Innerhalb der straßenseitigen Erdge-

schosszone ist eine Wohnnutzung aus-
geschlossen. Mit einer lichten Höhe von 
mind. 3,5 m werden die Voraussetzungen 
geschaffen, kleinteilige Gewerbeeinhei-
ten aber auch soziale, kulturelle, kirch-
liche, gesundheitliche und sportliche 
Einrichtungen in den Erdgeschosszonen 
zu fördern. 

Der Bauverwaltung lagen in den vergan-
genen Monaten bereits Anfragen vor, 
welche darauf abzielten, innerhalb der 
o.g. Baugebiete, Kurzzeitwohnungen (z.B. 
Mietverträge mit einer Laufzeit von max. 
drei Monaten, sog. Boardinghäuser) oder 
Ferienwohnungen herzustellen. Hiervon 
betroffen sind auch die Erdgeschoss-
zonen, welche aus genannten Gründen 
nicht für eine Wohnnutzung vorgesehen 
waren. Eine Boardinghaus-Nutzung oder 
Ferienwohnungen, welche sich grund-
sätzlich der Nutzung „Wohnen“ annä-
hern, stehen der angestrebten Nutzungs-
vielfalt und Belebung des Stadtquartiers 

Zollnerstra
ße Berliner

Pödeldorfer Straße

RingW
eißenburgstr.
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insgesamt entgegen. Überdies ist der 
Mangel an Wohnraum in der Stadt Bam-
berg eine herausfordernde Thematik, 
da die Stadt Bamberg den Gebieten mit 
angespanntem Wohnungsmarkt im Sinn 
von § 201a BauGB zugeordnet wurde. 
Eine Studie der Otto-Friedrich-Universität 
Bamberg prognostiziert, dass die Ein-
wohnerzahl der Stadt bis etwa 2030 auf 
über 80.000 steigen wird. Bamberg gilt 
demnach als sogenannte „Schwarm-
stadt“ mit steigender Attraktivität auf-
grund seiner Lebensqualität. Um dem 
damit verbundenen Wohnraumbedarf 
gerecht zu werden, werden laut Berech-
nungen jährlich rund 380 neue Wohnun-
gen benötigt – allein zur Deckung des 
steigenden Bedarfs und zur Stabilisie-
rung des Bestands.

Parallel dazu erlebt Bamberg einen kon-
tinuierlichen touristischen Aufschwung 
mit wachsenden Übernachtungszahlen. 
Diese Entwicklung wirkt sich indirekt auf 
die Wohnraumsituation aus: Die zuneh-
mende Umnutzung von Mietwohnungen 
zu Ferienunterkünften reduziert das An-
gebot an dauerhaft verfügbarem Wohn-
raum – insbesondere in zentrumsnahen 
Stadtteilen. Die lokale Wirkung, insbeson-
dere bei einer Häufung von Ferienwoh-
nungen, ist negativ spürbar. 

Das vorliegende Bebauungsplanverfah-
ren Nr. 328 E (Ergänzung der Bebauungs-
pläne Nr. 328 C und Nr. 328 D) soll den 
beschriebenen negativen Entwicklungen 
entgegenwirken. Es verfolgt das Ziel, die 
textlichen Festsetzungen der rechtskräf-
tigen Bebauungspläne Nr. 328 C und Nr. 
328 D zu ergänzen. Zur Konkretisierung 
und Sicherstellung des städtebaulichen 
Ziels dieser Bebauungspläne wird das 
Urbane Gebiet als Art der baulichen 
Nutzung beibehalten, jedoch weiter spe-
zifiziert. 

Der Bebauungsplan Nr. 328 E wird als 
Vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 
BauGB aufgestellt, da die Grundzüge der 
Planung nicht berührt werden (§ 13 Abs. 
1 BauGB).

Von der frühzeitigen Unterrichtung und 
Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB wird abgesehen (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB). Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird 

im vereinfachten Verfahren von der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 6a Abs. 1 und § 10a Abs. 1 BauGB abge-
sehen.

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebau-
ungspläne aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln. Da im Flächennut-
zungsplan für den Geltungsbereich 
bereits gemischte Bauflächen, Grünflä-
chen sowie eine Gemeinbedarfsfläche 
für die Polizei dargestellt sind und im 
Ergänzungsbebauungsplan Nr. 328 E die 
Art der baulichen Nutzung in den Grund-
zügen nicht geändert, sondern lediglich 
spezifiziert wird, ist eine Änderung des 
Flächennutzungsplans - Teilplan Art der 
Nutzung und Teilplan Landschaftsplan - 
nicht erforderlich.

Internet Veröffentlichung / Öffent-
liche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB
Der Entwurf des Bebauungsplanes ein-
schließlich Begründung nach § 9 Abs. 
8 BauGB und Plan kann in Form einer 
Internetveröffentlichung vorrangig unter 
folgendem Link: 
http://www.bamberg.de/cgi-bin/base-
portal.pl?htx=/abv/uebersicht_neu 
und zusätzlich im Zuge eines öffentlichen 
Aushanges im Stadtplanungsamt, Untere 
Sandstraße 34, 2. Obergeschoss gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB, in der Zeit von

Montag, 17. November 2025
bis einschließlich
Dienstag, 16. Dezember 2025

während der allgemeinen Öffnungszeiten 
Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
8.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
eingesehen und über den Inhalt Auskunft 
verlangt werden.

Für etwaige persönliche Erläuterungen 
durch Mitarbeiter des Stadtplanungsam-
tes bitten wir um eine Terminabsprache 
unter der Tel. Nr. 0951/871621. 

Die Beratung kann sowohl persönlich, te-

lefonisch als auch digital erfolgen.

Stellungnahmen sollen während der 
Auslegungsfrist elektronisch übermittelt 
werden. Bei Bedarf können die Stellung-
nahmen in analoger Form oder während 
der Dienststunden zur Niederschrift vor-
gebracht werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass Stellungnahmen, die wäh-
rend der öffentlichen Auslegung/ Veröf-
fentlichung verspätet eingehen, bei der 
Beschlussfassung über den jeweiligen 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB).
Die Stellungnahmen werden überprüft 
und mit einem Behandlungsvorschlag 
der Verwaltung dem zuständigen Fach-
senat zur Entscheidung vorgelegt.
Gegebenenfalls im Bebauungsplan auf-
geführte DIN-Normen können im Stadt-
planungsamt Bamberg, Untere Sand-
straße 34, 96049 Bamberg, zu den oben 
genannten Zeiten eingesehen werden.

Hinweise:
-	 Falls Probleme mit dem oben genann-

ten Link auftreten sollten, können die 
Planunterlagen zum Bebauungsplan-
verfahren während der o.g. Frist auch 
im Internet unter https://www.stadt.
bamberg.de/Bürgerservice/Ämter/
Stadtplanungsamt/ unter dem Titel 
„Öffentlichkeitsbeteiligungen“ eingese-
hen werden.

-	 Ein ständig nutzbarer barrierefreier 
Zugang ist nicht gegeben. Besucher, 
die auf einen barrierefreien Zugang 
angewiesen sind, werden um eine 
Terminvereinbarung unter der Tel. Nr. 
0951/87-1621 gebeten.

Bamberg, 30.10.2025
STADT BAMBERG

http://www.bamberg.de/cgi-bin/baseportal.pl?htx=/abv/uebersicht_neu
http://www.bamberg.de/cgi-bin/baseportal.pl?htx=/abv/uebersicht_neu
https://www.stadt.bamberg.de/Bürgerservice/Ämter/Stadtplanungsamt/
https://www.stadt.bamberg.de/Bürgerservice/Ämter/Stadtplanungsamt/
https://www.stadt.bamberg.de/Bürgerservice/Ämter/Stadtplanungsamt/
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BEKANNTMACHUNGEN

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
Bayer. Bauordnung (BayBO)

Bauordnungsamt der Stadt Bamberg
Untere Sandstraße 34
96049 Bamberg

Für Sie zuständig:
Herr Linzmayer
Zi. 006, Tel.Nr. 0951 / 87 - 1667
Telefax 0951 / 87 - 1914
Az.: 1152/25

Vorhaben:
Rückbau bestehender Plattenfassaden 
und Neuanbringung WDVS

Grundstücke:
Bamberg, Siemensstr. 39
Gemarkung Bamberg, Flurstück-Nr. 
4700/19

Bauherr:
P&P Living Bayern GmbH  
Thürauf Jochen

Baugenehmigung nach Art. 68 BayBO

1. Im Vollzug der Bayer. Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Be-kannt-
machung vom 14.08.2007 (GVBl S. 588) 
mit den jeweiligen Ände-rungen wird 
für das o.g. Bauvorhaben die nach Art. 
68 BayBO erforderliche

BAUGENEHMIGUNG
 

im Genehmigungsverfahren nach Art. 
60 BayBO auf Grundlage der bei-
liegenden geprüften Bauvorlagen und 
unter den im Beiblatt aufgeführten 
Bedingungen, Auflagen und Ein-
schränkungen erteilt. 
Die mit dem Genehmigungsvermerk 
versehenen Bauvorlagen und die Bei-
lagen sind Bestandteile dieser Bauge-
nehmigung.

2.  Nachbarn haben dem Bauvorhaben 

nicht zugestimmt. Schriftliche Ein-
wendungen sind nicht bekannt. Die 
Genehmigung wird gemäß Art. 66 Abs. 
2 Satz 4 BayBO öffentlich bekannt 
gemacht.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntga-
be Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht  
Bayreuth
Postfachanschrift: 
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,
Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Einle-
gung eines Rechtsbehelfs per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen!  Ab dem 
01.01.2022 muss der in § 55d VwGO ge-
nannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig.

Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können im Bauordnungsamt 
der Stadt Bamberg, Untere Sandstr. 34 
(Zugang vom Leinritt), Zi. 006,
Montag – Freitag von 08.00 – 12.00 Uhr 
und nach telefonischer Vereinbarung 
eingesehen werden.
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Das Rathaus am ZOB, das Rathaus Maxplatz, die 
Zulassungsstelle in der Moosstraße sowie das 
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den Publikumsverkehr geöffnet.
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Diese kann telefonisch, per E-Mail sowie über das 
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www.stadt.bamberg.de/online-terminbuchung 
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Online-Terminbuchung an:
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Metzner, 
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Es wird gebeten, Termine soweit möglich 
einzeln wahrzunehmen. Gerne hilft auch die 
Telefonvermittlung unter 0951/87-0 weiter.

IMPRESSUM

8AMTSBLATT Nr. 22/2025 14. November 2025

Kraftloserklärung

Das Sparkassenbuch der Sparkasse Bamberg

Nr. 3730731902 Annemarie Fischer

wird für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene Aufgebot innerhalb der
dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden.

Bamberg, den 31.10.2025
Sparkasse Bamberg

Kraftloserklärung

Das Sparkassenbuch der Sparkasse Bamberg

Nr. 3212500981 Walter Kamrath

wird für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene Aufgebot innerhalb der
dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden.

Bamberg, den 31.10.2025
Sparkasse Bamberg
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